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Einladung zur 
ordentlichen Hauptversammlung 
der sino Aktiengesellschaft 
(virtuelle Hauptversammlung) 

 
Wir laden unsere Aktionäre zu der am Dienstag, den 6. Mai 2025, ab 11:00 Uhr (MESZ) 
stattfindenden ordentlichen Hauptversammlung ein. Die Hauptversammlung wird auf 
Grundlage von § 12 Abs. 5 der Satzung der sino Aktiengesellschaft in der Form einer 
virtuellen Hauptversammlung gemäß § 118a Aktiengesetz („AktG“) ohne physische 
Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der von der 
Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter) abgehalten. Die Hauptversammlung wird 
für ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre bzw. deren Bevollmächtigte live in Bild und Ton 
im Internet auf der Internetseite der sino Aktiengesellschaft unter www.sino.de/hv25 im 
passwortgeschützten Internetservice übertragen. Die Stimmrechtsausübung der Aktionäre 
erfolgt – durch die Aktionäre selbst oder durch Bevollmächtigte – ausschließlich im Wege der 
elektronischen Briefwahl oder durch Vollmachtserteilung an die von der Gesellschaft 
benannten Stimmrechtsvertreter. Aktienrechtlicher Ort der Hauptversammlung ist die Messe 
Düsseldorf / Halle 1, (Raum 15), Stockumer Kirchstr. 61, 40474 Düsseldorf. Eine 



physische Präsenz der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der von 
der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter) am Ort der Hauptversammlung ist 
ausgeschlossen. Zu weiteren Einzelheiten vgl. die weiteren Angaben und Hinweise am 
Ende der Einladung im Anschluss an die Tagesordnung unter „III. Informationen zur 
Durchführung der Hauptversammlung als virtuelle Hauptversammlung ohne physische 
Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten“. 

 
 
 



I. Tagesordnung 
 
 
 
 
 

TOP 1: Vorlage des vom Aufsichtsrat gebilligten und 
d a m i t  festgestellten Jahresabschlusses zum 
30. September 2024, des gebilligten 
Konzernabschlusses zum 30. September 2024, des 
zusammengefassten Lageberichts und 
Konzernlageberichts für das Geschäftsjahr 2023/2024 
sowie des Berichts des Aufsichtsrats 

 

Der Jahresabschluss zum 30. September 2024 und der Konzernabschluss zum 
30. September 2024 mit dem zusammengefassten Lagebericht und 
Konzernlagebericht, jeweils für das Geschäftsjahr 2023/2024, wurden von der DWP – 
Aktiengesellschaft, Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Düsseldorf, geprüft und jeweils mit 
uneingeschränkten Bestätigungsvermerken versehen. 

 
Die vorgenannten Unterlagen können ab dem Zeitpunkt der Einberufung der 
Hauptversammlung im Internet unter www.sino.de/HV25 eingesehen werden. 



 
 
 
 

TOP 2: Beschlussfassung über die 
Verwendung des Bilanzgewinns für 
das Geschäftsjahr 2023/2024 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den für das Geschäftsjahr 2023/2024 
ausgewiesenen Bilanzgewinn von 2.464.904,51 EUR wie folgt zu verwenden: 

 

Bilanzgewinn 2.464.904,51 EUR  

Dividendenausschüttung:  --,-- EUR 

Einstellung in Gewinnrücklagen --,-- EUR 

Gewinnvortrag 2.464.904,51 EUR 



Begründung: 

Der Vorschlag, den Bilanzgewinn vorzutragen und keine Dividende auszuschütten, soll die 
Liquidität im Unternehmen weiter stärken.  

 
 
 

  



 

TOP 3: Beschlussfassung über die 
Entlastung der Mitglieder des Vorstands 
für das Geschäftsjahr 2023/2024 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Entlastung der im Geschäftsjahr 2023/2024 
amtierenden Mitglieder des Vorstands zu beschließen. 

 
Während des Geschäftsjahres 2023/2024 amtierten durchgängig ausschließlich die 
Vorstandsmitglieder Ingo Hillen und Karsten Müller. 



 
 
 

TOP 4: Beschlussfassung über die 
Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats 
für das Geschäftsjahr 2023/2024 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Entlastung der im Geschäftsjahr 2023/2024 
amtierenden Mitglieder des Aufsichtsrats zu beschließen. Der Aufsichtsrat war im 
Geschäftsjahr 2023/2024 wie folgt besetzt: 

 
 

Dr. Marcus Krumbholz 01.10.2023 bis 30.09.2024 
 
Thomas Dierkes      01.10.2023 bis 30.09.2024 

 
Dr. Detlef Irmen  01.10.2023 bis 30.09.2024 

 



 
 
 

TOP 5: Beschlussfassung über die Bestellung des 
Abschlussprüfers und Konzernabschlussprüfers 
für das Geschäftsjahr 2024/2025 

 
Der Aufsichtsrat schlägt vor, die DWP – Aktiengesellschaft, 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Graf-Recke Str. 231, 40235 Düsseldorf, zum 
Abschlussprüfer und Konzernabschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2024/2025 zu 
bestellen. 



 
 

TOP 6: Wahlen zum Aufsichtsrat 
 
 
 

 
Die Amtszeiten aller drei derzeit amtierenden Aufsichtsratsmitglieder enden mit Ablauf 
der ordentlichen Hauptversammlung im Jahr 2025.  
 
Der Aufsichtsrat der Gesellschaft setzt sich gem. § 7 Abs. 1 der Satzung, §§ 95 S. 1, 96 
Abs. 1 6. Variante AktG aus drei Aufsichtsratsmitgliedern der Aktionäre zusammen. Alle 
Aufsichtsratsmitglieder werden auf der Hauptversammlung durch die Aktionäre gewählt. 
Es sind daher drei Aufsichtsratsmandate neu zu besetzen. Die Hauptversammlung ist an 
Wahlvorschläge nicht gebunden. 
 
Die Amtszeiten sollen bei allen Kandidaten mit der Beendigung der Hauptversammlung 
der Gesellschaft vom 06. Mai 2025 beginnen  Zwei Mitglieder sollen für eine Amtszeit bis 
zur Beendigung der ordentlichen Hauptversammlung, die über die Entlastung des 
Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2028/2029 beschließt, gewählt werden, ein weiteres 
Mitglied für eine Amtszeit bis zur Beendigung der ordentlichen Hauptversammlung, die 
über die Entlastung des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2026/2027 beschließt . 
 
Der Aufsichtsrat schlägt hierzu vor, die folgenden Personen in den Aufsichtsrat der 
Gesellschaft zu wählen: 



 
 
 

a) Herrn Dr. Detlef Irmen, geb. am 03.12.1958, wohnhaft in Mönchengladbach, 
 Rechtsanwalt in Mönchengladbach, früherer Chefjustiziar HSBC Deutschland   
(HSBC Trinkaus & Burkhardt GmbH / HSBC Continental Europe S.A., Germany), 
Amtszeit bis zur Beendigung der ordentlichen Hauptversammlung, die über die 
Entlastung des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2026/2027 beschließt; 
 
b) Herrn Dr. Marcus Krumbholz, geb. am 29.12.1963, wohnhaft in Erkrath, 
 Steuerberater und Wirtschaftsprüfer in eigener Praxis, Erkrath, Amtszeit bis zur 
Beendigung der ordentlichen Hauptversammlung, die über die Entlastung des 
Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2028/2029 beschließt; 
 
c) Herrn Dr. Robert Orth, geb. am 18.02.1968, wohnhaft in Düsseldorf, Rechtsanwalt 
in Düsseldorf, Amtszeit bis zur Beendigung der ordentlichen Hauptversammlung, die über 
die Entlastung des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2028/2029 beschließt. 

 
 

Alle drei Kandidaten sind mit dem Sektor, in dem die Gesellschaft tätig ist, hinreichend 
vertraut. 
 
Herr Dr. Irmen war zunächst in der Deutsche Bank AG in Düsseldorf in der Rechts- und 
Steuerabteilung als Jurist tätig, bevor er 1991 zur HSBC Trinkaus & Burkhardt GmbH (HSBC 
Deutschland) in Düsseldorf als Syndikus wechselte. Dort war er von 2008 bis 2023 General 
Counsel. Parallel zur Tätigkeit bei HSBC Deutschland war er von 1999 bis 2007 
Geschäftsführer der öffentlich-rechtlichen Börse Düsseldorf und Vorstand der Börse 



Düsseldorf AG als Trägerin der Börse Düsseldorf. Aktuell ist er als Rechtsanwalt in eigener 
Kanzlei tätig. Herr Dr. Irmen hat derzeit neben dem Mandat bei der Gesellschaft keine 
weiteren Mandate in Aufsichtsräten und vergleichbaren in- und ausländischen 
Kontrollgremien inne. 
 
Herr Dr. Krumbholz verfügt aufgrund seiner langjährigen Erfahrungen in einer international 
tätigen Rechtsanwalts-, Steuerberater- und Wirtschaftsprüfergesellschaft und in eigener 
Steuerberater- und Wirtschaftsprüferkanzlei über hinreichenden Sachverstand auf den 
Gebieten Rechnungslegung und Abschlussprüfung. Herr Dr. Krumbholz hat derzeit neben 
dem Mandat bei der Gesellschaft keine weiteren Mandate in Aufsichtsräten und 
vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien inne. 
 
Herr Dr. Orth betreut als Rechtsanwalt Aktiengesellschaften und war bereits Mitglied 
verschiedener Aufsichtsräte. Er kennt als ausgebildeter Bankkaufmann, früherer 
Gesellschaftergeschäftsführer einer Vermögensverwaltung und Beirat der Rheinumschlag 
GmbH & Co. KG, zu welcher eine Bafin-regulierte Factoringgesellschaft gehört, daneben 
kaufmännische und regulatorische Anforderungen an die Finanzmarktbranche. Herr Dr. Orth 
hat derzeit keine weiteren Mandate in Aufsichtsräten und vergleichbaren in- und 
ausländischen Kontrollgremien inne. 
 
 
Lebensläufe der Kandidaten finden sich auf der Homepage der Gesellschaft unter 
www.sino.de/hv25. 
 
Die Hauptversammlung ist an Wahlvorschläge nicht gebunden. Die Wahlen werden im 
Wege der Einzelwahlen durchgeführt. 

 



 
 

TOP 7:  

Beschlussfassung über ein neues genehmigtes Kapital 
nebst Satzungsänderung 

 

 

 

 

Gemäß § 4 Abs. 5 der Satzung der sino AG ist der Vorstand ermächtigt, das Grundkapital in der Zeit 
bis zum 26. Mai 2025 einmalig oder mehrmalig um bis zu insgesamt EUR 584.375 (in Worten: 
fünfhundertvierundachtzigtausenddreihundertfünfundsiebzig Euro) gegen Bareinlagen und/oder 
Sacheinlagen durch Ausgabe von neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien zu erhöhen 
(genehmigtes Kapital). 

 

Von dieser Ermächtigung ist bislang nicht Gebrauch gemacht worden. Aufgrund der geltenden 
Befristung bis zum 26. Mai 2025 steht das genehmigte Kapital bereits wenige Wochen nach der 
Hauptversammlung 2025 nicht mehr zur Verfügung. Es soll daher in der Hauptversammlung 2025 
das bisherige genehmigte Kapital aufgehoben und ein neues genehmigtes Kapital beschlossen 
werden. 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgende Beschlüsse zu fassen: 

 



a) Das bestehende, genehmigte Kapital, welches bisher in § 4 Abs. 5 der Satzung der Gesellschaft 
mit Befristung bis zum 26. Mai 2025 in Höhe von EUR 584.375,00 aufgeführt ist, wird 
aufgehoben. § 4 Abs. 5 der Satzung der Gesellschaft in bisheriger Fassung wird vollständig 
aufgehoben. 

b) Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats bis zum 05. Mai.2030 einmalig oder mehrmalig um bis zu insgesamt EUR 
584.375,00 gegen Bar- und/oder Sacheinlagen durch Ausgabe von neuen, auf den Inhaber 
lautenden Stückaktien zu erhöhen (genehmigtes Kapital). Dabei ist den Aktionären grundsätzlich 
ein Bezugsrecht einzuräumen. Die neuen Aktien können jedoch von einem Kreditinstitut oder 
einem nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53 b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes über das 
Kreditwesen tätigen Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den 
Aktionären zum Bezug anzubieten. Der Vorstand ist ermächtigt, jeweils mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre ganz oder teilweise auszuschließen, soweit es 
erforderlich ist, um Spitzenbeträge auszugleichen oder sofern die Kapitalerhöhung gegen 
Sacheinlagen im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder im Rahmen des 
Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen, 
einschließlich der Erhöhung bestehenden Anteilsbesitzes, oder von anderen mit einem solchen 
Akquisitionsvorhaben im Zusammenhang stehenden einlagefähigen Wirtschaftsgütern, 
einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft erfolgt oder wenn die Kapitalerhöhung 
einmalig gegen Bareinlagen erfolgt und zwanzig vom Hundert des Grundkapitals nicht übersteigt 
und der Ausgabebetrag den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet; auf die Höchstgrenze 
von 20 % des Grundkapitals sind Aktien anzurechnen, die in direkter oder entsprechender 
Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum 
Zeitpunkt ihrer jeweiligen Ausnutzung ausgegeben oder veräußert wurden. Der Vorstand wird 
ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung 
von Kapitalerhöhungen aus dem genehmigten Kapital festzulegen. 



 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung nach vollständiger oder teilweiser 
Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals aus dem genehmigten Kapital oder nach Ablauf 
der Ermächtigungsfrist entsprechend dem Umfang der Kapitalerhöhung aus dem genehmigten 
Kapital anzupassen. 

c) § 4 Abs. 5 der Satzung der sino AG wird wie folgt neu gefasst: 

„(5) Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats bis zum 05. Mai 2030 einmalig oder mehrmalig um bis zu insgesamt EUR 
584.375,00 (in Worten: fünfhundertvierundachtzigtausenddreihundertfünfundsiebzig Euro) gegen 
Bareinlagen und/oder Sacheinlagen durch Ausgabe von neuen, auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien zu erhöhen (genehmigtes Kapital 2025). 

Dabei ist den Aktionären grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. Die neuen Aktien können 
jedoch von einem Kreditinstitut oder einem nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53 b Abs. 1 Satz 1 
oder Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen tätigen Unternehmen mit der Verpflichtung 
übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. Der Vorstand ist ermächtigt, 
jeweils mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, 
soweit es erforderlich ist, um Spitzenbeträge auszugleichen oder sofern die Kapitalerhöhung 
gegen Sacheinlagen im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder im Rahmen des 
Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen, 
einschließlich der Erhöhung bestehenden Anteilsbesitzes, oder von anderen mit einem solchen 
Akquisitionsvorhaben im Zusammenhang stehenden einlagefähigen Wirtschaftsgütern, 
einschließlich Forderungen gegen die Gesellschaft erfolgt oder sofern die Kapitalerhöhung 
einmalig gegen Bareinlagen erfolgt und zwanzig vom Hundert des Grundkapitals nicht übersteigt 
und der Ausgabebetrag den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet; auf die Höchstgrenze 
von 20 % des Grundkapitals sind Aktien anzurechnen, die in direkter oder entsprechender 



Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum 
Zeitpunkt ihrer jeweiligen Ausnutzung ausgegeben oder veräußert wurden. Der Vorstand ist 
ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung 
von Kapitalerhöhungen aus dem genehmigten Kapital festzulegen. Der Aufsichtsrat ist 
ermächtigt, die Fassung der Satzung nach der Eintragung der Durchführung der 
Kapitalerhöhung aus dem genehmigten Kapital oder nach Ablauf der Befristung der 
Ermächtigung entsprechend zu ändern.“ 

 
. 



II. Schriftlicher Bericht des Vorstands über die 
Gründe für den Ausschluss des Bezugsrechts 
(§ 186 Abs. 4 Satz 2, § 203 Abs. 1, 2 AktG) 

 
 

Zu Tagesordnungspunkt (TOP) 7 der Hauptversammlung am 06. Mai 2025 schlagen 
Vorstand und Aufsichtsrat unter anderem vor, den Vorstand zu ermächtigen, das zu 
schaffende neu genehmigte Kapital unter den dort genannten Bedingungen mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats auch unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
auszuüben. Der Vorstand erstattet gemäß § 203 Abs. 2 i. V. m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG 
über die Gründe für die Ermächtigung zum teilweisen oder vollständigen Ausschluss des 
Bezugsrechts diesen Bericht, der Bestandteil der Einladung der Hauptversammlung ist 
und vom Tag der Bekanntmachung der Einberufung der Hauptversammlung an auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter www.sino.de/hv25 zur Einsicht und zum 
Herunterladen zur Verfügung steht.  
 
1. Gegenwärtiges genehmigtes Kapital und Anlass der Beschlussfassung 
 
Das in § 4 Abs. 5 der Satzung in der derzeit gültigen Fassung vorgesehene genehmigte 
Kapital ist bis zum 26. Mai 2025 befristet. Es wird also für künftige Geschäftsjahre nicht 
zur Verfügung stehen, wenn es nicht in der diesjährigen Hauptversammlung erneuert 
wird. Die Verwaltung der Gesellschaft soll daher durch Aufhebung des bisherigen 
genehmigten Kapitals und Schaffung eines entsprechenden neuen genehmigten Kapitals 
wieder ermächtigt werden, das Grundkapital der Gesellschaft durch die Ausgabe von 



neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien unter Beachtung der gesetzlichen 
Kapitalgrenze zu erhöhen. 
 
2. Ausschluss des Bezugsrechts 
 
Der Vorstand soll im Rahmen des genehmigten Kapitals nur für die im 
Beschlussvorschlag genannten Fälle ermächtigt werden, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht auszuschließen. 
 
a) Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts soll zunächst die Ausnahme 

von Spitzenbeträgen von dem Bezugsrecht der Aktionäre umfassen. Der Ausschluss 
des Bezugsrechts für Spitzenbeträge beim genehmigten Kapital ist erforderlich, um 
ein technisch durchführbares Bezugsverhältnis darstellen zu können. Die als freie 
Spitze vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen Aktien werden entweder 
durch Verkauf an der Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft 
verwertet. Der mögliche Verwässerungseffekt ist aufgrund der Beschränkung auf 
Spitzenbeträge gering. Vorstand und Aufsichtsrat halten den Ausschluss des 
Bezugsrechts aus diesen Gründen für sachlich gerechtfertigt und gegenüber den 
Aktionären für angemessen. 
 

b) Der Vorstand soll im Rahmen des genehmigten Kapitals ferner ermächtigt werden, 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht bei Kapitalerhöhungen gegen 
Bar- und/oder Sacheinlagen zur Gewährung von Aktien zum Zwecke des Erwerbs 
von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen 
auszuschließen. Diese Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts soll dem 
Zweck dienen, den Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder 
Beteiligungen an Unternehmen insbesondere gegen Gewährung von Aktien der 



Gesellschaft zu ermöglichen. Die sino AG ist in einer äußerst wettbewerbsorientierten 
Branche tätig, mit Wettbewerbern, die über bedeutend umfangreichere finanzielle 
Ressourcen und Konzernunterstützung verfügen. 
Gleichzeitig ist der Online Brokerage Markt sowohl auf nationaler als auch auf 
internationaler Ebene in den letzten Jahren durch Konsolidierungen und Übernahmen 
geprägt. Will die sino AG im Umfeld einer weiteren Marktkonsolidierung in einer 
Konsolidierungswelle nicht lediglich passiv an einer solchen Entwicklung teilnehmen, 
und will die sino AG in der Lage sein, auf veränderte Marktverhältnisse zu reagieren, 
muss sie die Möglichkeit haben, schnell und ohne den mit der Einladung einer 
außerordentlichen Hauptversammlung verbundenen Vorbereitungsaufwand und den 
damit verbundenen Zeitversatz angemessene und rechtlich verbindliche Angebote 
unter Einschluss von Aktienkomponenten machen zu können. Damit schafft sich die 
sino AG die Möglichkeit, sich in Zukunft bietende Chancen nutzen und sich gegenüber 
auch wesentlich größeren und finanzstärkeren Wettbewerbern durchsetzen oder auf 
Bestrebungen Dritter zur Übernahme von Wettbewerbern der Gesellschaft reagieren 
zu können. Denn die Gesellschaft muss jederzeit in der Lage sein, im Interesse ihrer 
Aktionäre auf sich bietende Marktchancen schnell und flexibel reagieren zu können. 
Dazu gehört auch die Option, Unternehmen, Teile von Unternehmen oder 
Beteiligungen hieran zur Verbesserung der Wettbewerbsposition zu erwerben. Die im 
Interesse der Aktionäre und der Gesellschaft optimale Umsetzung dieser Option, ggf. 
im Wettbewerb mit größeren, unter Umständen wesentlich kapitalstärkeren 
Mitbewerbern, kann in geeigneten Einzelfällen darin bestehen, den Erwerb eines 
Unternehmens, den Teil eines Unternehmens oder einer Beteiligung hieran 
insbesondere über die Gewährung von sino Aktien durchzuführen. Die Aktionäre 
eines etwaigen Akquisitionsobjektes mögen der Attraktivität der sino-Aktie im 
Vergleich zu einer Barkomponente den Vorzug geben. 
Um auch solche Unternehmen erwerben zu können oder um Barangebote kontern zu 



können, muss die sino AG die Möglichkeit haben, eigene Aktien als Gegenleistung 
zu gewähren. 
Die vorgeschlagene Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss soll der sino AG 
also die notwendige Flexibilität geben, um sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb 
von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen schnell 
und flexibel ausnutzen zu können. Es kommt bei einem Bezugsrechtsausschluss 
zwar zu einer Verringerung der relativen Beteiligungsquote und des relativen 
Stimmrechtsanteils der vorhandenen Aktionäre, dies hält der Vorstand im Hinblick auf 
die genannten Vorteile jedoch für angemessen. Ein konkreter Anlass, von dieser 
Möglichkeit Gebrauch zu machen, besteht zurzeit nicht. Wenn sich geeignete 
Möglichkeiten zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen oder 
Beteiligungen oder zur Reaktion auf das Marktverhalten von Wettbewerbern oder 
Dritten konkretisieren, wird der Vorstand sorgfältig prüfen, ob er von dem 
genehmigten Kapital zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, 
Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen gegen Ausgabe neuer sino-
Aktien Gebrauch machen und dies dem Aufsichtsrat zur Zustimmung vorschlagen 
soll. Er wird dies nur dann tun, wenn der Unternehmens- oder Beteiligungserwerb 
insbesondere gegen Gewährung von sino-Aktien im wohlverstandenen Interesse der 
Gesellschaft liegt. Nur wenn diese Voraussetzung gegeben ist, wird auch der 
Aufsichtsrat seine erforderliche Zustimmung erteilen. Der Vorstand wird seinen 
gesetzlichen Verpflichtungen zur Berichterstattung über die Ausnutzung des 
genehmigten Kapitals selbstverständlich nachkommen. 
 

c) Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts bei einer Kapitalerhöhung 
gegen Bareinlagen bis zu 20 % des Grundkapitals mit einem den Börsenkurs nicht 
wesentlich unterschreitenden Ausgabebetrag hält der Vorstand als vorbeugende 
Maßnahme zur Erleichterung und Flexibilisierung der Unternehmensfinanzierung 



durch Eigenkapitalaufnahme für erforderlich. Auf der Basis der derzeitigen Ertrags- 
und Vermögenslage ist eine solche Maßnahme nicht erforderlich. Gerade als 
vergleichsweise kleiner Marktteilnehmer mit im Vergleich zu Wettbewerbern 
beschränkten Möglichkeiten zur Eigenkapitalfinanzierung möchte der Vorstand aber 
sicherstellen, dass die Gesellschaft auch bei einem möglicherweise kurzfristig 
auftretenden Finanzierungsbedarf ihre Unabhängigkeit wahren kann. Der Vorstand 
sieht dies auch vor dem Hintergrund der von der Verwaltung vorgeschlagenen 
Teilhabe der Aktionäre am Unternehmenserfolg des abgelaufenen Geschäftsjahres 
durch Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln und Verwendung des 
Bilanzgewinns. 
Die Interessen der Aktionäre sind nach Einschätzung des Vorstands durch die 
Referenz auf den Börsenpreis und durch die volumenmäßige Beschränkung der 
Ermächtigung auf 20 % des Grundkapitals hinreichend gewahrt. 
Sofern die Gesellschaft weitere Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre ausgibt oder veräußert (beispielsweise aufgrund einer etwaigen – künftigen 
– Ermächtigung zum Erwerb und zur Veräußerung eigener Aktien gem. § 71 Abs. 1 
Ziff. 8 AktG), sind diese auf die 20%-Grenze anzurechnen. Auch dies dient dem 
Schutz der Aktionäre. 
 

d) Die Wahrung der Interessen der Gesellschaft und ihrer Aktionäre sieht der Vorstand 
über seine ohnehin bestehenden Pflichten hinaus generell auch durch das Erfordernis 
der Zustimmung des Aufsichtsrats zum Ausschluss des Bezugsrechts durch den 
Vorstand und – im Hinblick auf die vorstehend unter b. erläuterte Ermächtigung zum 
Bezugsrechtsausschluss – die wegen der Beschränkung der vorgeschlagenen 
Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss auf Kapitalerhöhungen gegen 
Sacheinlagen gesetzlich vorgesehene Prüfung der Sachkapitalerhöhung durch einen 
unabhängigen Prüfer (§ 205 Abs. 3 AktG) gewahrt. Der Vorstand unterwirft die 



vorgeschlagene Ermächtigung bewusst diesen Einschränkungen und 
Kontrollmechanismen. Aus diesem Grund schlägt die Verwaltung auch nicht den – 
gesetzlich möglichen – Ausschluss des Bezugsrechts im Ermächtigungsbeschluss 
selbst vor, sondern sie schlägt nur die Ermächtigung des Vorstands vor, im Einzelfall 
– mit Zustimmung des Aufsichtsrats – über den Ausschluss des Bezugsrechts zu 
entscheiden. 

 
Bei Abwägung aller genannter Umstände hält der Vorstand den Ausschluss des 
Bezugsrechts in den genannten Fällen aus den aufgezeigten Gründen auch unter 
Berücksichtigung des zu Lasten der Aktionäre eintretenden Verwässerungseffektes für 
sachlich gerechtfertigt und für angemessen. 
 



III. Informationen zur Durchführung der 
Hauptversammlung als virtuelle 
Hauptversammlung ohne physische Präsenz der 
Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten 

1. Virtuelle Hauptversammlung / Übertragung mit Bild und Ton / Zuschaltung 

Der Vorstand hat mit Zustimmung des Aufsichtsrats beschlossen, die Hauptversammlung 
gemäß § 118a AktG i.V.m. § 12 Abs. 5 der Satzung der sino Aktiengesellschaft als 
virtuelle Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer 
Bevollmächtigten (mit Ausnahme der Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft) abzuhalten. 
Eine physische Präsenz der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der 
Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft) am Ort der Hauptversammlung ist 
ausgeschlossen. 
 
Für Aktionäre, die sich ordnungsgemäß zur Hauptversammlung angemeldet haben, bzw. 
ihre Bevollmächtigten wird die gesamte Hauptversammlung, einschließlich einer 
etwaigen Fragenbeantwortung und der Abstimmungen, live mit Bild und Ton im Internet 
auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.sino.de/hv25 im passwortgeschützten 
Internetservice übertragen. Die hierfür erforderlichen persönlichen Zugangsdaten 
(Zugangskennung und Passwort) erhalten die Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten nach 
der Anmeldung zur Hauptversammlung mit dem „HV-Ticket“ zugeschickt. Einzelheiten 
hierzu finden sich unten im nachfolgenden Abschnitt „2. Teilnahme an der virtuellen 
Hauptversammlung".  
 
Die Stimmrechtsausübung der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten erfolgt 
ausschließlich im Wege der elektronischen Briefwahl oder durch Vollmachtserteilung an 



die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter. 
 
Über den passwortgeschützten Internetservice können die ordnungsgemäß 
angemeldeten Aktionäre (und ggf. deren Bevollmächtigte) gemäß den dafür 
vorgesehenen Verfahren unter anderem ihre Aktionärsrechte ausüben. 
 
Die Nutzung des passwortgeschützten Internetservices durch einen Bevollmächtigten 
setzt voraus, dass der Bevollmächtigte die entsprechenden Zugangsdaten erhält.  
 
Auch bevollmächtigte Intermediäre, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater und 
sonstige durch § 135 Abs. 8 AktG gleichgestellte Personen können sich des 
passwortgeschützten Internetservices bedienen. Die Gesellschaft stellt ihnen auf Wunsch 
einen elektronischen Zugang zur Verfügung. 
 
Bei Nutzung des passwortgeschützten Internetservices und Anklicken des Buttons 
„Betreten der Hauptversammlung“ während der Dauer der virtuellen Hauptversammlung 
am 6. Mai 2025 sind die Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigte elektronisch zur virtuellen 
Hauptversammlung zugeschaltet. Die elektronische Zuschaltung ermöglicht jedoch 
weder eine Teilnahme an der Versammlung im Sinne des § 118 Abs. 1 Satz 2 AktG noch 
eine Stimmrechtsausübung im Wege der elektronischen Teilnahme im Sinne des § 118a 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 AktG. 
 
Der Vorstand und sämtliche Mitglieder des Aufsichtsrats beabsichtigen, während der 
gesamten Dauer der Hauptversammlung an dieser teilzunehmen. 

 



2. Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung  

Zur Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung, zur Verfolgung der virtuellen 
Hauptversammlung im Internet und zur Ausübung der Aktionärsrechte, insbesondere des 
Stimmrechts, sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich rechtzeitig vor der 
Hauptversammlung in Textform angemeldet und der Gesellschaft ihre Berechtigung zur 
Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts nachgewiesen 
haben. Als Nachweis reicht ein Nachweis des Anteilsbesitzes durch den Letztintermediär 
gemäß § 67c Abs. 3 AktG aus. Der Nachweis des Anteilsbesitzes hat sich auf den 
Geschäftsschluss des zweiundzwanzigsten Tages vor der Hauptversammlung, d. h. auf 
Montag, 14. April 2025, 24:00 Uhr (MESZ), zu beziehen (Nachweisstichtag) und muss 
der Gesellschaft ebenso wie die Anmeldung für die Hauptversammlung in Textform unter 
folgender Postanschrift, Faxnummer oder E-Mail-Adresse bis spätestens Dienstag, 29. 
April 2025, 24:00 Uhr (MESZ), zugehen: 

 
sino Aktiengesellschaft 
c/o Link Market Services GmbH 
Landshuter Allee 10 
80637 München 
Deutschland 
Fax: +49 (0)89 889 690 633 
E-Mail: anmeldung@linkmarketservices.eu 
 

Nach Eingang von Anmeldung und Nachweis des Anteilsbesitzes bei der Gesellschaft 
unter der oben genannten Postanschrift, Faxnummer oder E-Mail-Adresse werden die 
Zugangsdaten (Zugangskennung und Passwort) für die Nutzung des 
passwortgeschützten Internetservice auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
www.sino.de/hv25 übersandt („HV-Ticket“), welches integriert ein Vollmachtsformular 



sowie ein Vollmachts- und Weisungsformular für die Hauptversammlung enthält. Die 
Formulare dazu sind auch im Internet auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
www.sino.de/hv25 zugänglich. Wir bitten die Aktionäre, frühzeitig für die Anmeldung und 
Übersendung des Nachweises ihres Anteilsbesitzes an die Gesellschaft Sorge zu tragen. 
 
Der Erhalt des HV-Tickets ist keine Voraussetzung für die Vollmachts- und 
Weisungserteilung (an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft) per Formular; 
sämtliche Möglichkeiten des passwortgeschützten Internetservice können jedoch nur mit 
Hilfe der auf dem HV-Ticket aufgedruckten Zugangsdaten verwandt werden.  
 
Die Aktien werden durch eine Anmeldung zur Hauptversammlung nicht blockiert. 
Aktionäre können deshalb über ihre Aktien auch nach der Anmeldung weiterhin frei 
verfügen. Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnahme an der virtuellen 
Hauptversammlung und die Ausübung des Stimmrechts als Aktionär nur, wer den 
Nachweis des Aktienbesitzes zum Nachweisstichtag erbracht hat; Veränderungen im 
Aktienbestand nach dem Nachweisstichtag haben für den Umfang und die Ausübung des 
Teilnahme- und Stimmrechts keine Bedeutung. 
 

3. Ausübung des Stimmrechts 

Aktionäre, die sich form- und fristgerecht angemeldet und den Nachweis des 
Anteilsbesitzes erbracht haben, können ihr Stimmrecht im Wege der elektronischen 
Briefwahl oder der Vollmachtserteilung ausüben.  

 

3.1. Verfahren der Stimmrechtsausübung im Wege der elektronischen Briefwahl  

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre können ihre Stimmen, auch ohne an der 



Hauptversammlung teilzunehmen, im Wege der elektronischen Kommunikation abgeben 
(elektronische Briefwahl).  

 
Briefwahlstimmen können ab dem 15. April 2025 bis zum Zeitpunkt der Schließung der 
Abstimmung durch den Versammlungsleiter in der virtuellen Hauptversammlung am 
6. Mai 2025 unter Nutzung des auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
www.sino.de/hv25 zugänglichen passwortgeschützten Internetservice gemäß den dafür 
vorgesehenen Verfahren abgegeben, geändert oder widerrufen werden. Für die 
Fristwahrung ist der Eingang des jeweiligen Votums bei der Gesellschaft entscheidend. 
 
Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung durchgeführt werden, ohne 
dass dies im Vorfeld der Hauptversammlung mitgeteilt wurde, so gilt die Stimmabgabe im 
Wege der elektronischen Briefwahl zu diesem Tagesordnungspunkt insgesamt auch als 
entsprechende Stimmabgabe für jeden Punkt der Einzelabstimmung. 
 
Die vorstehenden Ausführungen gelten für die Stimmabgabe im Wege der Briefwahl 
durch einen Bevollmächtigten entsprechend. Auch bevollmächtigte Intermediäre, 
Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater oder sonstige Dritte können sich der 
elektronischen Briefwahl bedienen. 
 

3.2. Verfahren bei Vollmachtserteilung an Dritte 

Aktionäre können sich auch durch einen Bevollmächtigten, z.B. durch einen Intermediär, 
eine Aktionärsvereinigung, einen Stimmrechtsberater oder eine andere Person ihrer Wahl 
vertreten und ihr Stimmrecht und sonstige Rechte durch den Bevollmächtigten ausüben 
lassen. Bei einer Bevollmächtigung der von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter sind die unten in Abschnitt 3.3 dargestellten Besonderheiten zu 



beachten. 
 
Auch in allen Fällen einer Bevollmächtigung bedarf es der fristgerechten Anmeldung und 
des Nachweises des Anteilsbesitzes. Bevollmächtigt der Aktionär mehr als eine Person, 
kann die Gesellschaft eine oder mehrere von diesen zurückweisen. Davon unberührt 
bleibt die Möglichkeit, für Aktien der Gesellschaft, die ein Aktionär in unterschiedlichen 
Wertpapierdepots hält, jeweils einen eigenen Vertreter für die Hauptversammlung zu 
bestellen. 
 
Bevollmächtigte (mit Ausnahme der Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft) können 
ebenso wenig wie Aktionäre physisch an der Hauptversammlung teilnehmen. Sie können 
das Stimmrecht für von ihnen vertretene Aktionäre lediglich im Wege der elektronischen 
Briefwahl oder durch Erteilung von (Unter-)Vollmacht an die von der Gesellschaft 
benannten Stimmrechtsvertreter ausüben. Die Nutzung des passwortgeschützten 
Internetservice durch den Bevollmächtigten setzt voraus, dass der Bevollmächtigte die 
entsprechenden Zugangsdaten erhält. 
 
Wenn weder Intermediäre, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater noch diesen 
gemäß § 135 AktG gleichgestellte Personen oder Institutionen bevollmächtigt werden, 
bedürfen die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der 
Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft der Textform (§ 126 b BGB).  
 
Aktionäre, die einen Intermediär, eine Aktionärsvereinigung, einen Stimmrechtsberater 
oder eine nach § 135 AktG gleichgestellte Institution oder Person mit der 
Stimmrechtsausübung bevollmächtigen wollen, weisen wir darauf hin, dass in diesen 
Fällen die zu bevollmächtigende Institution oder Person möglicherweise eine besondere 
Form der Vollmacht verlangt, weil sie gemäß § 135 AktG die Vollmacht nachprüfbar 



festhalten muss. Wir bitten daher die Aktionäre, sich in diesem Fall mit dem zu 
Bevollmächtigenden über die Form der Vollmacht abzustimmen. 
 
Der Nachweis der Bevollmächtigung kann der Gesellschaft spätestens bis zum 5. Mai 
2025, 24:00 Uhr (MESZ), unter der folgenden genannten Postanschrift, Faxnummer oder 
E-Mail-Adresse  

 
sino Aktiengesellschaft 
c/o Link Market Services GmbH 
Landshuter Allee 10 
80637 München 
Deutschland 
Fax: +49 (0)89 889 690 655 
E-Mail: sino@linkmarketservices.eu 

 
oder ab dem 15. April 2025 unter Nutzung des passwortgeschützten Internetservice auf 
der Internetseite der Gesellschaft unter www.sino.de/hv25 gemäß dem dafür 
vorgesehenen Verfahren vor und während der virtuellen Hauptversammlung übermittelt 
werden. Für die Fristwahrung ist jeweils der Eingang bei der Gesellschaft maßgeblich. 
 
Am Tag der virtuellen Hauptversammlung am 6. Mai 2025 können Vollmachten 
ausschließlich über den passwortgeschützten Internetservice gemäß den dafür 
vorgesehenen Verfahren erteilt, geändert oder widerrufen werden, der auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter www.sino.de/hv25 zugänglich ist. 
 
Vorstehende Übermittlungswege stehen jeweils bis zu den vorstehend genannten 
Zeitpunkten auch zur Verfügung, wenn die Erteilung der Vollmacht durch Erklärung 



gegenüber der Gesellschaft erfolgen soll; ein gesonderter Nachweis über die Erteilung 
der Bevollmächtigung erübrigt sich in diesem Fall.  
 
Für den Widerruf oder die Änderung einer Vollmacht gelten die vorstehenden 
Ausführungen zu den Übermittlungswegen und den Zeitpunkten, bis zu denen die 
Übermittlungswege jeweils zur Verfügung stehen, entsprechend.  
 
Aktionäre, die eine andere Person bevollmächtigen möchten, können für die Erteilung 
einer Vollmacht das Formular verwenden, welches nach ordnungsgemäßer Anmeldung 
und Nachweis des Anteilsbesitzes zugeschickt wird. Ein entsprechendes Formular steht 
auch auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.sino.de/hv25 zum Download zur 
Verfügung. 

 

3.3. Verfahren bei Vollmachtserteilung an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft 

Angemeldete Aktionäre können sich auch durch die von der Gesellschaft benannten 
weisungsgebundenen Stimmrechtsvertreter vertreten lassen. Bitte beachten Sie, dass 
Vollmachten an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft mit Weisungen versehen sein 
müssen. Die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft sind verpflichtet, das Stimmrecht 
ausschließlich gemäß den Weisungen des Aktionärs auszuüben. Den 
Stimmrechtsvertretern steht bei der Ausübung des Stimmrechts kein eigener 
Ermessensspielraum zu. Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung 
durchgeführt werden, ohne dass dies im Vorfeld der virtuellen Hauptversammlung 
mitgeteilt wurde, so gilt eine Weisung zu diesem Tagesordnungspunkt insgesamt auch 
als entsprechende Weisung für jeden Punkt der Einzelabstimmung. 
 
Die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft nehmen weder im Vorfeld noch während der 



virtuellen Hauptversammlung Weisungen oder Vollmachten zur Einlegung von 
Widersprüchen gegen Hauptversammlungsbeschlüsse, zur Ausübung des Rede- und 
Fragerechts oder zur Stellung von Anträgen entgegen. 
 
Vollmachten und Weisungen an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft können per 
Post, Fax oder E-Mail an die vorstehend im Abschnitt „3.2. Verfahren bei 
Vollmachtserteilung an Dritte“ genannte Postanschrift, Faxnummer oder E-Mail-Adresse 
bis spätestens 5. Mai 2025, 24:00 Uhr (MESZ), oder ab dem 15. April 2025 unter Nutzung 
des auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.sino.de/hv25 zugänglichen 
passwortgeschützten Internetservice gemäß den dafür vorgesehenen Verfahren bis zum 
Zeitpunkt der Schließung der Abstimmung durch den Versammlungsleiter in der virtuellen 
Hauptversammlung am 6. Mai 2025 erteilt, geändert oder widerrufen werden. Für die 
Fristwahrung ist jeweils der Eingang bei der Gesellschaft maßgeblich. 
 
Ein entsprechendes Formular wird nach ordnungsgemäßer Anmeldung und 
Anteilsbesitznachweis zugesandt und steht auch auf der Internetseite der Gesellschaft 
unter www.sino.de/hv25 zum Download zur Verfügung. 
 

4. Tagesordnungsergänzungsverlangen gemäß § 122 Abs. 2 AktG 

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil (5%) des Grundkapitals (dies 
entspricht 116.875 Aktien) oder den anteiligen Betrag von € 500.000,00 erreichen (dies 
entspricht 500.000 Aktien), können verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung 
gesetzt oder bekanntgemacht werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung 
oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen ist schriftlich (§ 126 Bürgerliches 
Gesetzbuch) an den Vorstand der sino Aktiengesellschaft zu richten und muss der 
Gesellschaft spätestens bis zum 11. April 2025 bis 24.00 Uhr (MESZ) zugehen.  



 
Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag 
des Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur 
Entscheidung des Vorstands über den Antrag halten. 
 
Etwaige Ergänzungsverlangen sind an folgende Anschrift zu richten: 

 
sino Aktiengesellschaft 
- Vorstand -  
Ernst-Schneider-Platz 1 
40212 Düsseldorf 
Deutschland 

 
Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesordnung werden unverzüglich nach 
Zugang des Verlangens im Bundesanzeiger bekannt gemacht. Sie werden außerdem 
unter der Internetadresse www.sino.de/hv25 bekannt gemacht. 
 

5. Gegenanträge und Wahlvorschläge gemäß § 126 Abs. 1 AktG, § 127 AktG,  
      § 118a Abs. 1 S. 2 Nr. 3  

Aktionäre können der Gesellschaft Gegenanträge gegen Vorschläge von Vorstand und 
Aufsichtsrat zu bestimmten Punkten der Tagesordnung (nebst einer etwaigen 
Begründung) sowie Wahlvorschläge zur Wahl von Abschlussprüfern und von 
Aufsichtsräten übersenden. Gegenanträge und Wahlvorschläge sind ausschließlich zu 
richten an: 
 
 



sino Aktiengesellschaft 
Ernst-Schneider-Platz 1 
40212 Düsseldorf 
Fax: +49(0)211-3611-1136 
Deutschland 
 

Die Gesellschaft wird alle Gegenanträge zu einem Vorschlag des Vorstands und des 
Aufsichtsrats zu einem bestimmten Tagesordnungspunkt gemäß § 126 Abs. 1 AktG und 
Wahlvorschläge gemäß § 127 AktG einschließlich des Namens des Aktionärs, ggf. einer 
Begründung und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung im Internet unter  
www.sino.de/hv25 zugänglich machen, wenn sie der Gesellschaft mindestens 14 Tage 
vor der Versammlung, also spätestens bis zum 21. April 2025, 24:00 Uhr (MESZ), unter 
der oben genannten Postanschrift oder Faxnummer zugehen. Anderweitig adressierte 
Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären bleiben unberücksichtigt. 
 
Von der Veröffentlichung eines Gegenantrags bzw. Wahlvorschlags und ggf. seiner 
Begründung kann die Gesellschaft unter den in § 126 Abs. 2 AktG genannten 
Voraussetzungen absehen. Eine Begründung eines Gegenantrags braucht nicht 
zugänglich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 5.000 Zeichen beträgt. Der 
Vorstand braucht Wahlvorschläge von Aktionären außerdem auch dann nicht zugänglich 
zu machen, wenn diese nicht den Namen der vorgeschlagenen Person, den ausgeübten 
Beruf und Wohnort enthalten. 
 
Gegenanträge oder Wahlvorschläge von Aktionären, die nach § 126 oder § 127 des 
Aktiengesetzes zugänglich zu machen sind, gelten als im Zeitpunkt der 
Zugänglichmachung gestellt. Die Gesellschaft ermöglicht, dass das Stimmrecht zu diesen 
Anträgen oder Wahlvorschlägen ab diesem Zeitpunkt ausgeübt werden kann. Anträge 



von nicht ordnungsgemäß angemeldeten oder nicht ordnungsgemäß legitimierten 
Aktionären müssen in der Hauptversammlung nicht behandelt werden. 
 
Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten, die zu der Hauptversammlung zugeschaltet sind, 
haben darüber hinaus das Recht, in der Versammlung im Wege der Videokommunikation 
Anträge und Wahlvorschläge im Rahmen ihres Rederechts zu stellen (vgl. dazu 
Abschnitt 7.). 
 

6. Einreichung von Stellungnahmen 

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten haben das Recht, 
nach § 130a Absatz 1 bis 4 AktG Stellungnahmen zu den Gegenständen der 
Tagesordnung in Textform im Wege elektronischer Kommunikation einzureichen. Dafür 
steht ihnen mit den entsprechenden Zugangsdaten der passwortgeschützte 
Internetservice auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.sino.de/hv25 zur 
Verfügung.  
 
Stellungnahmen in Textform sind gemäß dem dafür vorgesehenen Verfahren als Datei 
im Dateiformat PDF mit einer empfohlenen Dateigröße von maximal 50 MB einzureichen.  
 
Die Einreichung mehrerer Stellungnahmen ist möglich. Mit dem Einreichen erklärt sich 
der Aktionär bzw. sein Bevollmächtigter damit einverstanden, dass die Stellungnahme 
unter Nennung seines Namens im passwortgeschützten Internetservice zugänglich 
gemacht wird.  
 
Die Stellungnahmen sind bis spätestens fünf Tage vor der Versammlung, also spätestens 
am 30. April 2025, 24:00 Uhr (MESZ), einzureichen. Eingereichte Stellungnahmen zu 



den Gegenständen der Tagesordnung werden, soweit nicht ausnahmsweise von einer 
Zugänglichmachung nach § 130a Abs. 3 Satz 4 AktG abgesehen werden darf, bis 
spätestens vier Tage vor der Hauptversammlung, also spätestens am 1. Mai 2025, 24:00 
Uhr (MESZ), in dem nur für ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre bzw. deren 
Bevollmächtigte mit den entsprechenden Zugangsdaten zugänglichen 
passwortgeschützten Internetservice auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
www.sino.de/hv25 zugänglich gemacht.  
 
Anträge und Wahlvorschläge, Fragen und Widersprüche gegen Beschlüsse der 
Hauptversammlung im Rahmen der in Textform eingereichten Stellungnahmen werden 
in der Hauptversammlung nicht berücksichtigt; das Stellen von Anträgen bzw. 
Unterbreiten von Wahlvorschlägen (dazu unter Abschnitt 5.), die Ausübung des 
Auskunftsrechts (dazu unter Abschnitt 8.) sowie die Einlegung von Widersprüchen gegen 
Beschlüsse der Hauptversammlung (dazu unter Abschnitt 9.) ist ausschließlich auf den 
in dieser Einladungsbekanntmachung jeweils gesondert beschriebenen Wegen möglich. 
 

7. Rederecht 

Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten, die elektronisch zu der Hauptversammlung 
zugeschaltet sind, haben ein Rederecht in der Versammlung im Wege der 
Videokommunikation.  
 
Ab ca. 1 Stunde vor Beginn der Hauptversammlung wird über den passwortgeschützten 
Internetservice auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.sino.de/hv25 ein 
virtueller Wortmeldetisch geführt, über den die Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten ihren 
Redebeitrag anmelden können.  
 



Das Rederecht umfasst insbesondere auch das Recht, Anträge und Wahlvorschläge 
nach § 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 AktG zu stellen (vgl. dazu auch Abschnitt 5.), das 
Auskunftsverlangen nach § 131 Abs. 1 AktG (vgl. dazu auch Abschnitt 8.) sowie das 
Recht, Widerspruch gegen einen Beschluss der Hauptversammlung zu erklären (vgl. 
dazu auch Abschnitt 9.).  
 
Die komplette virtuelle Hauptversammlung einschließlich der Videokommunikation wird 
im passwortgeschützten Internetservice über das System MeetingBase von Better 
Orange IR & HV AG abgewickelt. Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten, die ihren 
Redebeitrag über den virtuellen Wortmeldetisch anmelden wollen, benötigen für die 
Zuschaltung des Redebeitrags entweder ein nicht-mobiles Endgerät (PC, Notebook, 
Laptop) mit dem installierten Browser Chrome ab Version 89, Edge ab Version 88 oder 
Safari ab Version 13.1 oder ein mobiles Endgerät (z. B. Smartphone oder Tablet). Mobile 
Endgeräte mit ANDROID-Betriebssystem benötigen als installierten Browser Chrome ab 
Version 89; mobile Endgeräte mit iOS-Betriebssystem benötigen als installierten Browser 
Safari ab Version 13.1. Für Redebeiträge müssen auf den Endgeräten eine Kamera und 
ein Mikrofon, auf die vom Browser aus zugegriffen werden kann, zur Verfügung stehen. 
Eine weitere Installation von Softwarekomponenten oder Apps auf den Endgeräten ist 
nicht erforderlich. Personen, die sich über den virtuellen Wortmeldetisch für einen 
Redebeitrag angemeldet haben, werden im passwortgeschützten Internetservice für 
ihren Redebeitrag freigeschaltet. Die Gesellschaft behält sich vor, die Funktionsfähigkeit 
der Videokommunikation zwischen Aktionär bzw. Bevollmächtigtem und Gesellschaft in 
der Versammlung und vor dem Redebeitrag zu überprüfen und diesen zurückzuweisen, 
sofern die Funktionsfähigkeit nicht sichergestellt ist. 

 



8. Auskunftsrecht 

Jedem Aktionär ist gemäß § 131 Abs. 1 AktG auf Verlangen in der Hauptversammlung 
vom Vorstand Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit die 
Auskunft zur sachgemäßen Beurteilung eines Gegenstands der Tagesordnung 
erforderlich ist und kein Auskunftsverweigerungsrecht besteht. Die Auskunftspflicht des 
Vorstands erstreckt sich auch auf die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der 
Gesellschaft zu den mit ihr verbundenen Unternehmen. Des Weiteren betrifft die 
Auskunftspflicht auch die Lage der sino-Gruppe und der in den sino-Konzernabschluss 
einbezogenen Unternehmen.  
 
Es ist vorgesehen, dass der Leiter der Hauptversammlung festlegen wird, dass das 
Auskunftsrecht nach § 131 Abs. 1 AktG in der Hauptversammlung ausschließlich im 
Wege der Videokommunikation, also im Rahmen der Ausübung des Rederechts (dazu 
unter Abschnitt 7.) ausgeübt werden darf (§ 131 Abs. 1f. AktG). Der Versammlungsleiter 
wird hierzu während der Hauptversammlung weitergehende Hinweise erteilen. Eine 
anderweitige Einreichung von Fragen im Wege der elektronischen oder sonstigen 
Kommunikation ist weder vor noch während der Hauptversammlung vorgesehen.  
 
§ 131 Abs. 4 Satz 1 AktG bestimmt, dass dann, wenn einem Aktionär wegen seiner 
Eigenschaft als Aktionär eine Auskunft außerhalb der Hauptversammlung gegeben 
worden ist, diese Auskunft jedem anderen Aktionär bzw. dessen Bevollmächtigtem auf 
dessen Verlangen in der Hauptversammlung zu geben ist, auch wenn sie zur 
sachgemäßen Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung nicht erforderlich ist.  
 
Zudem bestimmt § 131 Abs. 5 Satz 1 AktG, dass dann, wenn einem Aktionär eine 
Auskunft verweigert wird, er verlangen kann, dass seine Frage und der Grund, aus dem 



die Auskunft verweigert worden ist, in die Niederschrift über die Verhandlung 
aufgenommen werden. 
 
Im Rahmen der virtuellen Hauptversammlung wird gewährleistet, dass Aktionäre bzw. 
ihre Bevollmächtigten, die elektronisch zu der Hauptversammlung zugeschaltet sind, ihr 
Verlangen nach § 131 Abs. 4 Satz 1 AktG sowie ihr Verlangen nach § 131 Abs. 5 Satz 1 
AktG außer im Wege der Videokommunikation, also im Rahmen des Rederechts und des 
dafür vorgesehenen Verfahrens (oben 7.), auch im Wege der elektronischen 
Kommunikation über den passwortgeschützten Internetservice auf der Internetseite der 
Gesellschaft unter www.sino.de/hv25 gemäß dem dafür vorgesehenen Verfahren mit den 
entsprechenden Zugangsdaten in der Hauptversammlung übermitteln können. 
 

9. Widerspruch gegen einen Beschluss der Hauptversammlung 

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre oder ihre Bevollmächtigten, die elektronisch zu 
der Hauptversammlung zugeschaltet sind, haben das Recht, über den auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter www.sino.de/hv25 passwortgeschützten 
Internetservice gemäß den dafür vorgesehenen Verfahren von Beginn der virtuellen 
Hauptversammlung am 6. Mai 2025 an bis zum Ende der virtuellen Hauptversammlung 
Widerspruch gegen einen Beschluss der Hauptversammlung zu erklären. 
 
Darüber hinaus haben sie auch im Rahmen ihres Rederechts (dazu unter Abschnitt 7.) 
die Möglichkeit, Widerspruch zu Protokoll des Notars zu erklären. Die Gesellschaft weist 
nochmals darauf hin, dass die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter 
keine Weisungen zum Einlegen von Widersprüchen entgegennehmen. 
 



IV. Informationen zum Datenschutz 
 

 
Der Schutz Ihrer Daten und deren rechtskonforme Verarbeitung haben für uns einen 
hohen Stellenwert. Die sino Aktiengesellschaft verarbeitet Ihre Daten als Verantwortlicher 
unter Beachtung der EU-Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) sowie aller weiterer 
maßgeblicher Gesetze. Wenn Sie sich für die Hauptversammlung anmelden oder eine 
Stimmrechtsvollmacht erteilen, erheben wir personenbezogene Daten über Sie und/oder 
über Ihren Bevollmächtigten. Dies geschieht, um Aktionären die Ausübung ihrer Rechte 
im Rahmen der Hauptversammlung zu ermöglichen. Einzelheiten zum Umgang mit Ihren 
personenbezogenen Daten und zu Ihren Rechten gemäß der DSGVO finden Sie im 
Internet auf der Webseite zur Hauptversammlung: 
 
www.sino.de/hv25 

 

Düsseldorf, im März 2025 

Der Vorstand 

 
 

Ingo Hillen Karsten Müller 



 


